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A. Problem 

Israel, den assoziierten afrikanischen Staaten einschließlich 
Madagaskar und den Entwicklungsländern sollen Zollpräferen- 
zen eingeräumt werden. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung will deshalb von Ermächtigungen der EG- 
Kommission Gebrauch machen und für Waren des EGKS-Be- 
reichs 

a) gegenüber Einfuhren aus Israel die Zollsätze zum 1. Juli 1975 
auf 40 V. H. herabsetzen, 

b) gegenüber Einfuhren aus den AKP-Staaten ab 1. Juli 1975 
Zollfreiheit gewähren und 

c) gegenüber Einfuhren aus den Entwicklungsländern Zollkon- 
tingente und Zollaussetzungen ab 1. Januar 1975 eröffnen. 

Die Ausnutzung dieser Ermächtigungen ist von der Zustimmung 
des Bundestages abhängig. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Ein Antrag auf Versagung der Zustimmung wurde nicht gestellt. 


D. Kosten 

Wirtschaftszölle haben keine fiskalischen Zielsetzungen. Im 
übrigen handelt es sich gegenüber den Entwicklungsländern um 
die Fortsetzung von seit dem 1. Juli 1971 bestehenden Maß- 
nahmen. 
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A. Bericht des Abgeordneten Scheu 


Die Zoll-Verordnungen — Drucksachen 7/3937, 
7/3962, 7/3984 — wurden vom Deutschen Bundestag 
in seiner 184. Sitzung am 17. September 1975 beraten 
und an den Ausschuß für Wirtschaft überwiesen. 

Die Verordnungen können nach § 77 Abs. 1 Nr. 1 
des Zollgesetzes nur mit Zustimmung des Bundes- 
tages in Kraft treten. 

1. Zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl einerseits und 
Israel andererseits wurde am 11. Mai 1975 ein 
Abkommen für den EGKS-Bereich geschlossen, 
das in sachlichem Zusammenhang mit dem gleich- 
zeitig Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
EWG und Israel über den dem EWG-Vertrag 
unterliegenden Warenverkehr steht. 

Das EGKS-Abkommen bedarf zwar der Zustim- 
mung durch die Vertragsparteien gemäß ihren 
eigenem Verfahren, für die Waren des EGKS- 
Bereichs aus Israel soll jedoch der erste Schritt 
des Zollabbaues auf 40 v. H. der Ausgangszoll- 
sätze gleichzeitig mit der ersten Zollsenkung für 
die Waren des EWG-Bereiches zum 1. Juli 1975 
durchgeführt werden. 

2. Zwischen den Mitgliedstaaten der EGKS und den 
Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im 
Pazifischen Ozean (AKP-Staaten) ist am 28. Fe- 
bruar 1975 ein Abkommen für den EGKS-Bereich 
geschlossen worden, das tarifliche Zollfreiheit 
vorsieht für Einfuhren aus den AASM (wie bis- 
her) und den neu hinzugekommenen 27 Partner- 
ländern. Ein neues Abkommen wird ebenfalls 
geschlossen mit den assoziierten überseeischen 
Ländern und Gebieten (ULG). Da die Abkommen 
wegen der notwendigen Ratifizierung durch die 
Unterzeichnerstaaten nicht rechtzeitig in Kraft 
treten können, hat die EG die Handelsregelung 
mit der einseitigen Präferenzgewährung unab- 


hängig vom Inkrafttreten des Abkommens zum 
1. Juli 1975 in Kraft gesetzt. 

Da für Waren, die dem EGKS-Vertrag unterlie- 
gen, die Zolltarifhoheit noch bei den Mitglied- 
staaten liegt, können diese Zollpräferenzen nur 
durch nationale Maßnahmen durchgeführt wer- 
den. 

Die EG-Kommission hat deshalb die Mitglied- 
staaten der EG ermächtigt, entsprechende Aus- 
nahmen von den sich aus Artikel 1 der Empfeh- 
lung Nr. 1/64 ergebenden Verpflichtungen so- 
wohl gegenüber Israel als auch gegenüber den 
AKP-Staaten und den ÜLG zu gestatten. 

3. Den Entwicklungsländern wurden von den Mit- 
gliedsländern der EG gemeinsam mit einer Reihe 
von weiteren Industrienationen Zollpräferenzen 
für Halb- und Fertigwaren eingeräumt. Da für 
Waren, die dem EGKS-Vertrag unterliegen, die 
Zolltarifhoheit noch bei den Mitgliedstaaten liegt, 
können diese Zollpräferenzen nur durch natio- 
nale Maßnahmen durchgeführt werden. 

Die EG-Kommission hat deshalb die Mitglied- 
staaten der EG ermächtigt, entsprechende Aus- 
nahmen von den sich aus Artikel 1 der Empfeh- 
lung Nr. 1/64 ergebenden Verpflichtungen auch 
für das Kalenderjahr 1975 zu gestatten. 

Die eventuelle Wiedereinführung der normalen 
Zollsätze wird im Zusammenwirken mit der EG- 
Kommission und den übrigen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft vorgenommen. 

Die Bundesregierung will von den ihr erteilten 
Ermächtigungen Gebrauch machen. Mit Rücksicht 
darauf, daß die Zollkontingente und -aussetzungen 
im Interesse der deutschen Wirtschaft liegen, emp- 
fehle ich namens des Ausschusses dem Hohen Haus, 
den Verordnungen zuzustimmen. 


Bonn, den 18. September 1975 


Scheu 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Verordnungen — Drucksachen 7/3937, 7/3962, 7/3984 — zuzustimmen. 

Bonn, den 18. September 1975 

Der Ausschuß für Wirtschaft 


Dr. Narjes 

Vorsitzender 


Scheu 

Berichterstatter 



